
Tarifrunde Tageszeitungen: 

Verleger wollen Gehälter jahrelang einfrieren

treter in der nächsten Verhandlungsrunde 
Vorschläge dazu machen, wie qualitativ hoch-
wertiger Journalismus als Grundlage ihres Ge-
schäfts mit entsprechenden tarifvertraglichen 
Regelungen attraktiv gestaltet werden kann.“ 

Die Deutsche Journalistinnen - und Journalis-
ten-Union (dju) in ver.di fordert für Freie, Fest-
angestellte sowie Volontärinnen und Volontä-
re eine Erhöhung der Gehälter und Honorare 
bzw. Honorarpauschalen um 5,5 Prozent. Zu-
dem sollen die Tarifverträge künftig auch für 
Journalistinnen und Journalisten gelten, die 
überwiegend für Onlineseiten oder auf Mo-
bilgeräten verbreitete Publikationen der Zei-
tungsverlage arbeiten. Außerdem sollen  die 

Ausbildungsbedingungen den crossmedialen 
Produktionsbedingungen angepasst werden. 
Die Verhandlungen werden am 9. Oktober 
2013 in Berlin fort gesetzt.

Einen Überblick über die Kaufkraft in den 
einzelnen Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland mit einer Übersichtskarte: 

http://www.mb-research.de/_download/
MBR-Kaufkraft-Kreiskarte-2013.pdf

Link zu den Tarifinfos der dju:

http://dju.verdi.de/geld/tarif-news

Auch die zweite Runde der Tarifverhandlun-
gen für freie Journalistinnen und Journalis-
ten und die rund 14.000 Redakteurinnen und 
Redakteure bei Tageszeitungen ist am 23. 
August ergebnislos geblieben. Enttäuscht 
zeigte sich der Verhandlungsführer und 
stellvertretende Vorsitzende der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), Frank 
Werneke, darüber, dass die Vertreter des 
Bundesverbands Deutscher Zeitungsverle-
ger (BDZV) erneut einzig ihre Vorstellungen 
zur Regionalisierung der Tarifentwicklung 
konkretisiert hätten.
„Es spricht weder für eine professionelle Her-
angehensweise noch für eine große Einigkeit 
auf Seiten der Verleger, dass sie außer einem 
zweifelhaften Regionalisierungskonzept keinen 
einzigen weiteren Punkt aus ihrem Forde-
rungspaket konkretisieren konnten. Eine zü-
gige Verhandlungsführung sieht anders aus“, 
kritisierte Frank Werneke.

Das vom BDZV vorgeschlagene Regionali-
sierungskonzept hätte zur Folge, dass mehr 
als die Hälfte aller Redakteurinnen und Re-
dakteure für mehrere Jahre keine Tariferhö-
hung bekommen würden: „Die Absicht der 
Verleger ist klar. Sie wollen ein dauerhaftes 
Auseinanderdriften der Lohnhöhen, also wei-
tere Reallohnverluste. Zudem überrascht der 
BDZV damit, überregionale Zeitungen wie das 
,Handelsblatt‘, ,Süddeutsche Zeitung‘ oder 
,Bild‘ von der Tarifentwicklung abkoppeln zu 
wollen. Außerdem weigern sich die Verleger 
beharrlich, ein Gehalts- und Honorarangebot 
zu machen“, unterstrich Werneke. Das Regi-
onalisierungskonzept stelle einen Angriff auf 
den Flächentarifvertrag dar und sei für die 
betriebliche Praxis völlig ungeeignet. Denn es 
sehe vor, dass künftige Gehaltssteigerungen 
von der durchschnittlichen Kaufkraft im Ver-
breitungsgebiet der Zeitung abhängig seien. 
Nur bei im Vergleich zum Bundesgebiet über-
durchschnittlicher Kaufkraft soll es nach dem 
Willen des BDZV Tariferhöhungen geben. Für 
angestellte Journalistinnen und Journalisten, 
die für Zeitungen in Regionen mit geringerer 
Kaufkraft arbeiten, will der BDZV die Tarife ein-
frieren.

Statt die tief greifenden Veränderungen der 
Arbeit in den Redaktionen, die sich aus den 
fortschreitenden Digitalisierungsprozessen 
ergäben, tarifpolitisch zu gestalten, indem 
beispielsweise Online-Redakteurinnen und –
Redakteure mit in den Tarif aufgenommen 
werden, setze der BDZV damit allein auf Ver-
schlechterungen: „Billigjournalismus ist kein Ge-
schäftsmodell mit Zukunft“, betonte Werneke. 
„Wir erwarten daher, dass die Verlegerver-

http://www.mb-research.de/_download/MBR-Kaufkraft-Kreiskarte-2013.pdf
http://www.mb-research.de/_download/MBR-Kaufkraft-Kreiskarte-2013.pdf
http://dju.verdi.de/geld/tarif-news
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ver.di berät Beschäftigte 
Der Axel Springer Verlag will die  Boulevarzei-
tungen „BILD“ (Ausgabe Berlin) und „B.Z.“ nach 
dem geplanten Verkauf der „Berliner Morgen-
post“ an die Funke-Mediengruppe zusammen-
zulegen. Diese Pläne, ebenso wie die beiden 
Vermarktungsgesellschaften, die Springer mit 
Funke gründen will, lösen bei den Beschäftig-
ten in Verlag und Redaktionen viele Fragen 
aus. Deshalb bietet die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft (ver.di) den Beschäftigten 
am Standort Berlin ein offenes gewerkschaftli-
ches Informations- und Beratungsangebot an. 
Dabei sollen sowohl persönliche und rechtliche 
Fragen beantwortet werden, als auch Informa-
tionen zu den Vorgängen aus gewerkschaftli-
cher Sicht gegeben werden.
 Die Termine stehen Mitgliedern und Nichtmit-
glieder offen. Für die Beratung zur Verfügung 
stehen Gewerkschaftssekretäre des Fachbe-
reichs Medien, Kunst und Industrie des Lan-
desbezirks Berlin-Brandenburg und der Bun-
desverwaltung von ver.di.
Infos zu den Beratungsterminen auf facebook 
unter:
ver.di in der Axel Springer AG unter
https://www.facebook.com/pages/verdi-in-
der-Axel-Springer-AG/486990818051087?
ref=ts&fref=ts

Als „großen Zeitungs-Deal, dessen Folgen 
für die Beschäftigten in den  Verlagen und 
Redaktionen noch gar nicht absehbar sind,“ 
bezeichnete  der stellvertretende Vorsit-
zende der Vereinten  Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di), Frank Werneke, den 
Verkauf der  von der Axel Springer AG her-
ausgegebenen Regionalzeitungen „Hambur-
ger Abendblatt“ und „Berliner Morgenpost“ 
sowie der Programm- und  Frauenzeitschrif-
ten des Konzerns (u.a. „Hörzu“ und „Bild der 
Frau“)  an die Funke Mediengruppe.
Werneke kritisierte scharf, dass der  Medien-
konzern dieses Geschäft den Betriebsräten 
verheimlicht hatte, als diese über die Zusam-
menlegung der Redaktionen der Boulevardzei-
tungen  „Bild“ und „B.Z.“ informiert wurden.

 „Um die ohnehin hohe Rendite des Springer-
Konzerns zu steigern, werden traditionsreiche 
Zeitungen und  Zeitschriften an den Funke-
Konzern verkauft, der sich mit der  Entlassung 
der gesamten Redaktion der ‚Westfälischen 
Rundschau‘  bereits einen unrühmlichen Na-
men als unsozialer Profitmaximierer  gemacht 
hat“, sagte Werneke. Zudem bedeute der Ver-
kauf, dass sich die Axel Springer  AG faktisch 
komplett von ihrem Standort in Hamburg ver-
abschiede und damit die seit längerem beste-
henden Befürchtungen der dortigen Beschäf-
tigten bestätigt.  

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
betroffenen Titel liefen  mit dem Verkauf große 
Gefahr, dass sich ihre Arbeitsbedingungen un-
ter dem neuen Besitzer rasch verschlechter-
ten, warnte Werneke. Es sei  daher notwendig, 
mit einem Beschäftigungssicherungsvertrag 
die  derzeitigen tariflichen und betrieblichen 
Ansprüche der Beschäftigten sowie deren Ar-
beitsplätze langfristig zu sichern. 
„Da die Axel  Springer AG aber ihre bisherige 
sozialpartnerschaftliche Haltung  zugunsten 
von Renditesteigerungen aufgegeben hat und 
die Funke-Gruppe ohnehin nur an hohen Ge-
winnen interessiert ist, ist nicht damit zu  rech-
nen, dass es tarifliche Absicherung ohne Ge-
genwehr der  Betroffenen geben wird; ver.di 
wird die Gewerkschaftsmitglieder dabei un-
terstützen“, betonte der stellvertretende ver.
di-Vorsitzende.  
Die Größenordnung des Verkaufs mit einem 
Umfang von fast einer Milliarde Euro zeigt 
laut Werneke, dass für strategische Käufe 
im Zeitungs- und Zeitschriftenmarkt bei den 
großen Konzernen genügend Geld vorhanden 
ist. Dieses Geld stamme aus Gewinnen, die 
zumindest  teilweise durch Tarifflucht und ver-
schlechterte Arbeitsbedingungen in den Verla-
gen finanziert würden.
http://mmm.verdi.de/kolumne/kolumne-ueberraschung 

Kommentar: http://tinyurl.com/qe29z3w

Axel Springer Verlag - Funke Mediengruppe:

Großer Deal mit Folgen?

Vor dem  Axel Springer Verlagsgebäude in Berlin werden in einigen Monaten die Umzugswagen stehen: 
Die Redaktion der „Bild“ wird mit der „B.Z. zusammengelegt, die momentan extern am Kurfürstendamm 
untergebracht ist - sie soll wieder ins Stammhaus zurückkehren. Dafür ist geplant, dass die Redaktion 
der „Berliner Morgenpost“ - wenn sie zur Funke-Gruppe wechselt - in die ehemaligen B.Z.-Redaktionsräu-
me einzieht.                                         Foto: Maichel Dutta

Abschluss Altersteilzeit
Mit einem Verhandlungsergebnis beendet 
wurden am 31. Juli die Altersteilzeit-Verhand-
lungen, die die Gewerkschaften ver.di und DJV 
mit der Axel Springer AG geführt hatten. Dabei 
konnten einige Verbesserungen gegenüber 
der bisher geltenden betrieblichen Regelung 
aus dem Rationalisierungsschutz-Abkommen 
erzielt werden. Zudem wird mit dem Tarifver-
trag Rechtssicherheit für Beschäftigte in Al-
tersteilzeit hergestellt. Das Tarifergebnis steht 
noch unter dem Vorbehalt der Zustimmung 
der zuständigen Tarifgremien der beteiligten 
Gewerkschaften und  des Konzernvorstands.
Ausführliche Informationen bei den Gewerk-
schaftssekretären vor Ort: 

http://tinyurl.com/oqu365a

https://www.facebook.com/pages/verdi-in-der-Axel-Springer-AG/486990818051087%3Fref%3Dts%26fref%3Dts
https://www.facebook.com/pages/verdi-in-der-Axel-Springer-AG/486990818051087%3Fref%3Dts%26fref%3Dts
https://www.facebook.com/pages/verdi-in-der-Axel-Springer-AG/486990818051087%3Fref%3Dts%26fref%3Dts
https://mmm.verdi.de/kolumne/kolumne-ueberraschung
http://publik.verdi.de/2013/ausgabe-05/gesellschaft/meinung/seite-15/A2
http://dju.verdi.de/ueber-uns/adressen-kontakte/%2B%2Bco%2B%2B21a827ee-d746-11e2-986b-52540059119e
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Buchverlage Bayern: Abschluss
Nach langwierigen Verhandlungen ist es der 
ver.di-Tarifkommission Ende Juli gelungen, ei-
nen Abschluss zu erzielen:

Die Laufzeit beträgt 24 Monate Laufzeit, 
vom 1. April 2012 bis 31. März 2014. Ab 
dem 1. September 2013 werden 2,1 Pro-
zent mehr auf die Entgelttabelle gezahlt. 
Die Auszubildenden erhalten im ersten Aus-
bildungsjahr 770 Euro (2,4 Prozent), im 
zweiten Ausbildungsjahr 825 Euro (2,35 
Prozent) und im dritten Ausbildungsjahr 905 
Euro (2,49 Prozent).

Zusätzlich hat der Arbeitgeberverband zu-
gesagt, dass der Manteltarifvertrag wäh-
rend der gesamten Laufzeit nicht gekündigt 
wird

http://medien-kunst-industrie-bayern.verdi.de/tarif

Initiative Qualität
Die Initiative Qualität im Journalismus (IQ) lädt 
zu ihrem siebten Herbstforum ein. Das Forum 
findet am Montag, 14. Oktober 2013, 11 bis 
ca. 16.15 Uhr, im Deutschlandradio Funkhaus 
Berlin statt.
IQ ist eine Arbeitsgemeinschaft von DJV, dju 
und BDZV, Presserat, Bildungsinstitutionen, 
Kontrollgremien, Wissenschaftlern und Verei-
nigungen der Medienbranche. Mit ihren zwei-
jährlichen Herbstforen möchte IQ den Diskurs 
zwischen Journalisten, Medienunternehmern, 
Ausbildern, Wissenschaftlern und Medienkon-
trolleuren anregen.
 Das Herbstforum 2013 steht unter dem Leit-
thema „Qualität der Qualifikation – Impulse 
zur Journalistenausbildung“. IQ hat namhafte 
Expertinnen und Experten aus Medien und 
Wissenschaft gewonnen, die in zwei Panels 
diskutieren: Panel 1 setzt sich mit der Rolle 
der Volontariate in der Ausbildung ausein-
ander und wirft die Frage auf, wie sich diese 
praktische Ausbildung mit Blick auf die Zukunft 
verändern sollte. Panel 2 nimmt die vielfältige 
Ausbildung an Hochschulen unter die Lupe.
Eröffnet wird das Herbstforum mit einem 
Grußwort von Deutschlandradio-Intendant Dr. 
Willi Steul und mit einem Impulsreferat von 
Prof. Dr. Michael Steinbrecher vom Institut für 
Journalistik der Technischen Universität Dort-
mund.

www.initiative-qualitaet.de

Die rund 35 Beschäftigten der Berliner vor-
wärts Verlagsgesellschaft mbH arbeiten in 
einem Verlagshaus mit einer langen Traditi-
on. Das Verlagshaus ist heute neben der He-
rausgabe der SPD-Mitgliederzeitschrift vor-
wärts, sowie DEMO und „blick nach rechts“ 
auch mit der Durchführung von Veranstal-
tungen für die SPD tätig. Der Verlag ist nicht 
tarifgebunden und hat in den vergangenen 
Jahren nicht mal einen Inflationsausgleich 
an alle Beschäftigten gezahlt.
„Bis 1998 war der Verlag in Tarifbindung. Es 
würde dem Verlagshaus gut zu Gesicht ste-
hen, regelmäßig an seine Verlagsangestellten 

und Redakteure mindestens einen Inflations-
ausgleich zu zahlen“, sagt Jörg Reichel, zustän-
diger ver.di-Gewerkschaftssekretär. Reichel 
weiter: „Politische Kommunikation per Mitglie-
derzeitschrift und Events sind ein schwieriges 
Geschäftsmodell. Umsätze können nur aus 
Mitgliedsbeiträgen, Abonnenten, Anzeigen und 
Sponsoring erwirtschaftet werden. Dieses Ge-
schäftsmodell darf aber nicht auf dem Rücken 
der Beschäftigten stattfinden. Tarifbindung 
und regelmäßiger Inflationsausgleich sind 
auch für den Vorwärtsverlag vertretbar. Die 
Mitgliederzeitschrift der SPD braucht einen 
Tarifvertrag.“

SPD-Verlag:

Vorwärts in den Tarif?

Tarifrunde Tageszeitungen:

Streit-Zeitung
Eine Gruppe von Redakteurinnen und Redak-
teuren aus den Verlagshäusern „Stuttgar-
ter-Zeitung“ und „Stuttgarter Nachrichten“ 
hat eine Aktionszeitung zur Gehalts- und 
Honorar-Runde für Redakteure, Pauschalis-
ten und Freie an Tageszeitungen herausge-
bracht.  
Mit der „Streit-Zeitung“ wurden alle Redakteu-
rinnen und Redakteure, Freie und Pauschalis-
ten sowie die Verlagsangestellten über den 
Stand vor der Verhandlungsrunde am 23. 
August informiert.  In mehreren Beiträgen, un-
ter anderem von Günter Wallraff, wird in der 
„Streit-Zeitung“ detailliert nicht nur die Situati-
on in den Redaktionen sondern sondern auch 
die Forderungen der Gewerkschaften und die 

„Gegen-Forderungen“ des BDZV dargestellt. 
Zusätzlich forderten Beschäftigte der „Stutt-
garter Nachrichten“ und der „Stuttgarter 
Zeitung“, vom Redakteur bis zur freien Jour-
nalistin, in einem offenen Brief ihren Verleger 
und baden-württembergischen Verhandlungs-
führer, Stefan Bourauel, auf, am 23. August 
ein konkretes Gehaltsangebot auf den Tisch zu 
legen. Die „Streit-Zeitung“ ist auch nach dem 
Verhandlungstermin aktuell – die Verleger un-
terbreiteten kein Gegenangebot sondern for-
derten ihrerseits einen nach der Kaufkraft der 
Region gesplitteten Tarifvertrag. 

„Streit-Zeitung“ zum Download bei der dju:
http://tinyurl.com/m7rj9z2

Zeitschriftenredakteure
Am 2. September beginnen die Tarifverhand-
lungen für etwa 8.000 Redakteurinnen und 
Redakteure bei Zeitschriften. Die Deutsche 
Journalistinnen- und Journalisten Union (dju) 
in ver.di geht mit einer Gehaltsforderung von 
sechs Prozent, die erstmals auch für die bei 
Online- und Tablet-Publikationen der Verlage 
arbeitenden festangestellten Journalistinnen 
und Journalisten gelten soll, in die Verhand-
lung.  Ende Juni hatte die dju in ver.di nicht 
nur den Gehaltstarifvertrag sondern auch 
den Manteltarifvertrag gekündigt. Matthias 
von Fintel, ver.di-Verhandlungsführer, warnte 
die Verleger, sie sollten „tunlichst keine Hand 
an die Basis-Regelungen im Manteltarifver-
trag legen, da gibt es nämlich bei der dju 
keine Bereitschaft Abstriche zu akzeptieren“. 

http://dju.verdi.de/geld/tarif-news Foto: Werner Bachmeier

https://medien-kunst-industrie-bayern.verdi.de/tarif
http://www.initiative-qualitaet.de/
http://dju.verdi.de/ueber-uns/nachrichten/%2B%2Bco%2B%2B9d9b10d6-059b-11e3-9fd0-525400438ccf
http://dju.verdi.de/geld/tarif-news
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Künstlersozialversicherung:

Angriffe zurückweisen

Aktuelle Quartalsberichte 
Die aktuellen Quartalsberichte zur Medienwirt-
schaft stehen zum Download zur Verfügung: 
•	 Branchenübersicht - Das Ende des Lexi-

kons
•	 Konzernübersichten - Burda ist Dritter in 

Deutschland
•	 Übernahmen und Beteiligungen: Von     

Accenture bis Zimpel

http://tinyurl.com/pa6n6r7

Ausbildung:

Neue Broschüre  Twitter-Tipps
Fachgruppe 
Verlage, Druck 
und Papier:  
@vdp_in_verdi

die dju:
@djuverdi

Tarifinfos:
@tarif_medien

Eine neue Broschüre über die Ausbildung zur Mediengestalterin und zum Mediengestalter 
Digital/Print steht pünktlich zum Ausbildungsstart zur Verfügung. Inhalt ist unter anderem 
die aktualisierte Ausbildungsordnung, die ab August 2013 in Kraft tritt und die gleichnamige 
Ausbildungsordnung aus dem Jahr 2007 ablöst.

http://tinyurl.com/oexyla2

In einem offenen Brief haben Vertreter der 
Versicherten im Beirat der Künstlersozial-
kasse (KSK) die Bundesministerin für Arbeit 
und Soziales, Dr. Ursula von der Leyen, drin-
gend gebeten, eine Steuerung des Projekts 
„Optimiertes  Meldeverfahren in der Sozial-
versicherung (oms)“ sicherzustellen, die dem 
vom Ministerium proklamierten politischen 
Ziel, die  Künstlersozialversicherung zu sta-
bilisieren, Rechnung trägt.
Bereits seit Anfang 2012 wird dieses Projekt 
unter maßgeblicher Beteiligung der Arbeitge-
berverbände von der Informationstechnischen 
Servicestelle der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung GmbH (ITSG) hinter verschlossenen 
Türen vorangetrieben. So ist es der Bundes-
vereinigung  der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA) gelungen einen „Optimierungs-
vorschlag“ im Projekt unterzubringen, der mit 
den Meldeverfahren in der Sozialversicherung 
nichts zu tun hat, aber geeignet wäre, die 
Künstlersozialversicherung (KSVG) insgesamt 
zu gefährden: Danach sollte die Künstlersozi-
alabgabe nicht mehr von den Auftraggebern 
der Künstler und Publizisten an die Künstler-
sozialkasse abgeführt werden. Vielmehr soll 
es Sache der Künstler und Publizisten selbst 
sein, ihren Auftraggebern diese Abgabe (quasi 
den  Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung) 
in Rechnung zu stellen und  an die KSK abzu-
führen. Diese Pflicht zum Inkasso von Beiträ-
gen soll nach den Vorstellungen der BDA alle 
Künstler und Publizisten treffen, nicht nur die 
nach dem KSVG versicherten.
Als Vorschlag zum Abbau von Bürokratie ist 
das Verfahren offensichtlich untauglich, weil 

es zu einer drastischen Steigerung der Mel-
de- und Abrechnungsvorgänge führen wird. 
Es geht vielmehr darum, die Durchsetzung 
des bisher von den Auftraggebern der KSK 
geschuldeten Beitragsanteils Künstlern und 
Publizisten zu überantworten. 

Da diese absehbar - wie Erfahrungen mit der 
Fassung des KSVG aus dem Jahr 1983 bewei-
sen - dazu nicht oder nur selten in Lage sein 
werden, ist mit einem weitgehenden Ausfall 
des Beitrags der Auftraggeber zur Künstlerso-
zialversicherung zu rechnen. Es geht sichtlich 
nicht um Bürokratiekosten, sondern um einen 
frontalen Angriff auf das Finanzierungssystem 
der Künstlersozialversicherung.

Deshalb sollte die Bundesministerin von der 
Leyen auch die Instrumentalisierung des Pro-
jekts oms für sachfremde Ziele der BDA unver-
züglich stoppen.

Arbeitgeber kündigen Manteltarif  
 

Die Arbeitgeberseite hat fristgerecht 
zu April 2014 den Manteltarifvertrag 
für die Angestellten in Zeitungsverla-
gen in Bayern gekündigt. Damit stellen 
die Arbeitgeber aus Sicht von ver.di we-
sentliche Tarifleistungen zur Disposition.  
ver.di erwartet bei der nächsten Verhand-
lung am 20. September, dass die Arbeitge-
berseite größere Einschnitte verlangen wird.  
Für die Verlagsangestellten fordert ver.di 
5,5 Prozent mehr Gehalt. Bei der ersten 
Verhandlung am 17. Juli hatte die Arbeitge-
berseite kein Angebot unterbreitet.

http://tinyurl.com/mlejfcy

Medienpolitische Tagung
Die Medienpolitische Tagung vom 11. bis 13. 
Oktober im ver.di-Institut für Bildung, Medien 
und Kunst in Lage-Hörste steht im Zeichen 
der Auseinandersetzung mit Erfahrungen und 
Lehren aus dem Faschismus. Wo es keine 
Demokratie mehr gab, durfte es auch keinen 
Journalismus mehr geben. Auch heute ma-
chen Medien Meinung und inszenieren Wirk-
lichkeit – unter gänzlich anderen Bedingungen. 
In Vorträgen und Workshops sollen Zusam-
menhänge und Lösungen gemeinsam erörtert 
werden.

http://tinyurl.com/q5nc4fj

Erfolgreiche Petition
 

Mit mehr als 70.000 Mitzeichnern war eine 
Petition an den Deutschen Bundestag erfolg-
reich - notwendig wären 50.000 Mitzeichner 
gewesen. Gefordert wird, dass der Deutsche 
Bundestag die Deutsche Rentenversiche-
rung gesetzlich dazu verpflichtet, im Rahmen 
ihrer Betriebsprüfungen - spätestens alle 
vier Jahre - zu kontrollieren, ob die Unterneh-
men, die KSK-Versicherte beschäftigen, ihrer 
Abgabeverpflichtung nachgekommen sind. 

Durch fehlende Prüfungen entgehen der 
KSK jährlich Einnahmen in größerem Um-
fang. Es wird befürchtet, dass langfristig da-
mit die Existenz der KSK gefährdet wird. 

http://verlage-druck-papier.verdi.de/service/publikationen/%2B%2Bco%2B%2Bfa140ebe-0382-11e3-922b-52540059119e
https://mitgliedwerden.verdi.de/
http://verlage-druck-papier.verdi.de/ser%20vice/publikationen/%2B%2Bco%2B%2Bf3ef75f6-034a-1%201e3-b189-52540059119e
http://tinyurl.com/oexyla2
https://medien-kunst-industrie-bayern.verdi.de/tarif/angest-tageszeitungen
https://mmm.verdi.de/aktuell/04-2013/medienpolitische-tagung-in-lage-hoerste

